
 

 

SYNOPSE  
 
RegE - Änderungen Rechtsausschuss 
 
 
 

Fassung BT-Drucks. 16/1830 modifizierte Fassung vom 07.11.2007 
§ 1569 Grundsatz der Eigenverantwortung   
Nach der Scheidung obliegt es jedem Ehegatten, selbst 
für seinen Unterhalt zu sorgen. Ist er dazu außerstande, 
hat er gegen den anderen Ehegatten einen Anspruch auf 
Unterhalt nur nach den folgenden Vorschriften. 

keine Modifizierung 

§ 1570 Unterhalt wegen Betreuung eines Kindes  
(...) Dabei sind auch die bestehenden Möglichkeiten der 
Kinderbetreuung zu berücksichtigen. 

§ 1570 Unterhalt wegen Betreuung eines Kindes  
(1) Ein geschiedener Ehegatte kann von dem anderen we-
gen der Pflege oder Erziehung eines gemeinschaftlichen 
Kindes für mindestens drei Jahre nach der Geburt 
Unterhalt verlangen. Die Dauer des Unterhaltsanspruchs 
verlängert sich, solange und soweit dies der Billigkeit 
entspricht.  
Dabei sind die Belange des Kindes und die bestehenden 
Möglichkeiten der Kinderbetreuung zu berücksichtigen.  
(2) Die Dauer des Unterhaltsanspruchs verlängert sich 
darüber hinaus, wenn dies unter Berücksichtigung der 
Gestaltung von Kinderbetreuung und Erwerbstätigkeit in 
der Ehe sowie der Dauer der Ehe der Billigkeit 
entspricht. 

§ 1574 Angemessene Erwerbstätigkeit 
 (1) Dem geschiedenen Ehegatten obliegt es, eine ange-
messene Erwerbstätigkeit auszuüben.   
(2) Angemessen ist eine Erwerbstätigkeit, die der Ausbil-
dung, den Fähigkeiten, einer früheren Erwerbstätigkeit, 
dem Lebensalter und dem Gesundheitszustand des 
geschie-denen Ehegatten entspricht, soweit eine solche 
Tätigkeit nicht nach den ehelichen Lebensverhältnissen 
unbillig wäre. Bei den ehelichen Lebensverhältnissen 
sind insbesondere die Dauer der Ehe sowie die Dauer der 
Pflege oder Erziehung eines gemeinschaftlichen Kindes 
zu berücksichtigen.  
(3) bis (5) unverändert 

keine Modifizierung 

§ 1578 Maß des Unterhalts  
(1) Das Maß des Unterhalts bestimmt sich nach den 
ehelichen Lebensverhältnissen. Der Unterhalt umfasst 
den gesamten Lebensbedarf.  
(2) und (3) unverändert 

keine Modifizierung 
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§ 1578b Herabsetzung und zeitliche Begrenzung des 
Unterhalts wegen Unbilligkeit  
(1) Der Unterhaltsanspruch des geschiedenen Ehegatten ist 
auf den angemessenen Lebensbedarf herabzusetzen, wenn 
eine an den ehelichen Lebensverhältnissen orientierte Be-
messung des Unterhaltsanspruchs auch unter Wahrung der 
Belange eines dem Berechtigten zur Pflege oder Erziehung 
anvertrauten gemeinschaftlichen Kindes unbillig wäre. 
Dabei ist insbesondere zu berück- sichtigen, inwieweit 
durch die Ehe Nachteile im Hin- blick auf die Möglichkeit 
eingetreten sind, für den eigenen Unterhalt zu sorgen. Sol-
che Nachteile können sich vor allem aus der Dauer der 
Pflege oder Erziehung eines gemeinschaftlichen Kindes, 
aus der Gestaltung von Haushaltsführung und Erwerbstä-
tigkeit während der Ehe sowie aus der Dauer der Ehe erge-
ben.  
(2) Der Unterhaltsanspruch des geschiedenen Ehegatten ist 
zeitlich zu begrenzen, wenn ein zeitlich un- begrenzter 
Unterhaltsanspruch auch unter Wahrung der Belange eines 
dem Berechtigten zur Pflege oder Erziehung anvertrauten 
gemeinschaftlichen Kindes unbillig wäre. Absatz 1 Satz 2 
und 3 gilt entsprechend.  
(3) Herabsetzung und zeitliche Begrenzung des Unterhalts-
anspruchs können miteinander verbunden wer- den. 

keine Modifizierung 

§ 1579 Beschränkung oder Versagung des Unterhalts 
wegen grober Unbilligkeit 
(...) 
1.  (...) dabei ist die Zeit zu berücksichtigen, in welcher der 

Berechtigte wegen der Pflege oder Erziehung eines ge-
meinschaftlichen Kindes nach § 1570 Unterhalt verlan-
gen kann 

2.  der Berechtigte in einer verfestigten Lebensge- mein-
schaft lebt, 

3. bis 8. unverändert ehemalige 2. bis 7 

keine Modifizierung 

§ 1582 Rang des geschiedenen Ehegatten bei mehreren 
Unterhaltsberechtigten  
Sind mehrere Unterhaltsberechtigte vorhanden, richtet sich 
der Rang des geschiedenen Ehegatten nach § 1609. 

keine Modifizierung 

§ 1585b Unterhalt für die Vergangenheit 
(1) unverändert 

(2) Im Übrigen kann der Berechtigte für die Vergangenheit 
Erfüllung oder Schadensersatz wegen Nichterfüllung nur 
entsprechend § 1613 Abs. 1 fordern. 

keine Modifizierung 

§1585c Vereinbarungen über den Unterhalt 
(...) Eine Vereinbarung, die vor der Rechtskraft der Schei-
dung getroffen wird, bedarf der notariellen Beurkundung. 

§1585c Vereinbarungen über den Unterhalt 
(...) Eine Vereinbarung, die vor der Rechtskraft der Schei-
dung getroffen wird, bedarf der notariellen Beurkundung. 
§ 127a findet auch auf eine Vereinbarung Anwendung, die 
in einem Verfahren in Ehesachen vor dem Prozessgericht 
protokolliert wird. 

§ 1604 Einfluss des Güterstands  
Lebt der Unterhaltspflichtige in Gütergemeinschaft, be-
stimmt sich seine Unterhaltspflicht Verwandten gegenüber 
so, als ob das Gesamtgut ihm gehörte. Haben beide in Gü-
tergemeinschaft lebende Personen bedürftige Verwandte, 
ist der Unterhalt aus dem Gesamtgut so zu gewähren, als ob 
die Bedürftigen zu beiden Unterhaltspflichtigen in dem 
Verwandtschaftsverhältnis stünden, auf dem die Unter-
haltspflicht des Verpflichteten beruht. 

keine Modifizierung 
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§ 1609 Rangfolge mehrerer Unterhaltsberechtigter  
Sind mehrere Unterhaltsberechtigte vorhanden und ist der 
Unterhaltspflichtige außerstande, allen Unter- halt zu ge-
währen, gilt folgende Rangfolge:  
1.  minderjährige unverheiratete Kinder und Kinder im 

Sinne des § 1603 Abs. 2 Satz 2,  
2.  Elternteile, die wegen der Betreuung eines Kindes un-

terhaltsberechtigt sind oder im Fall einer Scheidung wä-
ren, sowie Ehegatten bei einer Ehe von langer Dauer,  

3.  Ehegatten, die nicht unter Nummer 2 fallen,  
4.  Kinder, die nicht unter Nummer 1 fallen,  
5.  Enkelkinder und weitere Abkömmlinge,  
6.  Eltern,  
7.  weitere Verwandte der aufsteigenden Linie; unter ihnen 

gehen die Näheren den Entfernteren vor. 

§ 1609 Rangfolge mehrerer Unterhaltsberechtigter 
Sind mehrere Unterhaltsberechtigte vorhanden und ist der 
Unterhaltspflichtige außerstande, allen Unterhalt zu gewäh-
ren, gilt folgende Rangfolge: 
1.  minderjährige unverheiratete Kinder und Kinder im 

Sinne des § 1603 Abs. 2 Satz 2, 
2.  Elternteile, die wegen der Betreuung eines Kindes un-

terhaltsberechtigt sind oder im Fall einer Scheidung wä-
ren, sowie Ehegatten und geschiedene Ehegatten bei ei-
ner Ehe von langer Dauer; bei der Feststellung einer Ehe 
von langer Dauer sind auch Nachteile im Sinne des 
§ 1578b Abs. 1 Satz 2 und 3 zu berücksichtigen, 

3.  Ehegatten und geschiedene Ehegatten, die nicht unter 
Nummer 2 fallen, 

4.  Kinder, die nicht unter Nummer 1 fallen, 
5.  Enkelkinder und weitere Abkömmlinge, 
6.  Eltern, 
7.  weitere Verwandte der aufsteigenden Linie; unter ihnen 

gehen die Näheren den Entfernteren vor. 
§ 1612 Art der Unterhaltsgewährung 
(1) unverändert 

(2) Haben Eltern einem unverheirateten Kind Unter- halt zu 
gewähren, können sie bestimmen, in welcher Art und für 
welche Zeit im Voraus der Unterhalt gewährt werden soll, 
sofern auf die Belange des Kindes die gebotene Rücksicht 
genommen wird. Ist das Kind minder- jährig, kann ein 
Elternteil, dem die Sorge für die Person des Kindes nicht 
zusteht, eine Bestimmung nur für die Zeit treffen, in der das 
Kind in seinen Haushalt auf- genommen ist 

keine Modifizierung 

§ 1612a Mindestunterhalt minderjähriger Kinder  
(1) Ein minderjähriges Kind kann von einem Elternteil, mit 
dem es nicht in einem Haushalt lebt, den Unterhalt als 
Prozentsatz des jeweiligen Mindestunterhalts verlangen. 
Der Mindestunterhalt richtet sich nach dem doppelten 
Freibetrag für das sächliche Existenzminimum eines Kin-
des (Kinderfreibetrag) nach § 32 Abs. 6 Satz 1 des Ein-
kommensteuergesetzes. Er beträgt monatlich entsprechend 
dem Alter des Kindes  
1.  für die Zeit bis zur Vollendung des sechsten Lebensjahrs 

(erste Altersstufe) 87 Prozent,  
2.  für die Zeit vom siebten bis zur Vollendung des zwölf-

ten Lebensjahrs (zweite Altersstufe) 100 Prozent und  
3.  für die Zeit vom 13. Lebensjahr an (dritte Altersstufe) 

117 Prozent  
eines Zwölftels des doppelten Kinderfreibetrags. 
(2) Der Prozentsatz ist auf eine Dezimalstelle zu begrenzen; 
jede weitere sich ergebende Dezimalstelle wird nicht be-
rücksichtigt. Der sich bei der Berechnung des Unterhalts 
ergebende Betrag ist auf volle Euro aufzurunden. 
(3) Der Mindestunterhalt einer höheren Altersstufe ist ab 
dem Beginn des Monats maßgebend, in dem das Kind das 
betreffende Lebensjahr vollendet. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Der Unterhalt einer höheren Altersstufe ist ab dem 
Beginn des Monats maßgebend, in dem das Kind das 
betreffende Lebensjahr vollendet. 



 

 

§ 1612b Deckung des Barbedarfs durch Kindergeld 
(1) Das auf das Kind entfallende Kindergeld ist zur De-
ckung seines Barbedarfs zu verwenden: 
1. zur Hälfte, wenn ein Elternteil seine Unterhaltspflicht 
durch Betreuung des Kindes erfüllt (§ 1606 Abs. 3 Satz 
2); 
2. in allen anderen Fällen in voller Höhe. 
In diesem Umfang mindert es den Barbedarf des Kindes. 
(2) Ist das Kindergeld wegen der Berücksichtigung eines 
nicht gemeinschaftlichen Kindes erhöht, ist es im Umfang 
der Erhöhung nicht bedarfsmindernd zu berücksichtigen. 
 

keine Modifizierung 
 

§ 1615l Unterhaltsanspruch von Mutter und Vater aus 
Anlass der Geburt 
(1) unverändert 
(2) Soweit die Mutter einer Erwerbstätigkeit nicht nachgeht, 
weil sie infolge der Schwangerschaft oder einer durch die 
Schwangerschaft oder die Entbindung verursachten 
Krankheit dazu außerstande ist, ist der Vater verpflichtet, 
ihr über die in Absatz 1 Satz 1 bezeichnete Zeit hinaus 
Unterhalt zu gewähren. Das Gleiche gilt, soweit von der 
Mutter wegen der Pflege oder Erziehung des Kindes eine 
Erwerbstätigkeit nicht erwartet werden kann. Die Unter-
haltspflicht beginnt frühestens vier Monate vor der Geburt; 
sie endet drei Jahre nach der Geburt, sofern es nicht 
insbesondere unter Berücksichtigung der Belange des 
Kindes unbillig wäre, einen Unterhaltsanspruch nach Ablauf 
dieser Frist zu versagen. 
(3) Die Vorschriften über die Unterhaltspflicht zwischen 
Verwandten sind entsprechend anzuwenden. Die 
Verpflichtung des Vaters geht der Verpflichtung der 
Verwandten der Mutter vor. § 1613 Abs. 2 gilt entsprechend. 
Der Anspruch erlischt nicht mit dem Tod des Vaters. 
(4) unverändert 

§ 1615l Unterhaltsanspruch von Mutter und Vater aus 
Anlass der Geburt 
(1) unverändert 
(2) Soweit die Mutter einer Erwerbstätigkeit nicht 
nachgeht, weil sie infolge der Schwangerschaft oder einer 
durch die Schwangerschaft oder die Entbindung 
verursachten Krankheit dazu außerstande ist, ist der 
Vater verpflichtet, ihr über die in Absatz 1 Satz 1 
bezeichnete Zeit hinaus Unterhalt zu gewähren. Das 
Gleiche gilt, soweit von der Mutter wegen der Pflege oder 
Erziehung des Kindes eine Erwerbstätigkeit nicht erwartet 
werden kann. Die Unterhaltspflicht beginnt frühestens 
vier Monate vor der Geburt und besteht für mindestens 
drei Jahre nach der Geburt. Sie verlängert sich, solange 
und soweit dies der Billigkeit entspricht. Dabei sind 
insbesondere die Belange des Kindes und die bestehenden 
Möglichkeiten der Kinderbetreuung zu berücksichtigen. 
(3) und (4) keine Modifikationen 
 

§ [35] [Übergangsvorschrift] 
Für das Gesetz zur Änderung des Unterhaltsrechts vom … 
[einsetzen: Ausfertigungsdatum dieses Gesetzes und Fund-
stelle im Bundesgesetzblatt] gelten folgende Übergangsvor-
schriften: 
1. Ist über den Unterhaltsanspruch vor dem … [einsetzen: 
Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes] rechtskräftig 
entschieden, ein vollstreckbarer Titel errichtet oder eine 
Unterhaltsvereinbarung getroffen worden, sind Umstände, 
die vor diesem Tag entstanden und durch das Gesetz zur 
Änderung des Unterhaltsrechts erheblich geworden sind, nur 
zu berücksichtigen, soweit eine wesentliche Änderung der 
Unterhaltsverpflichtung eintritt und die Änderung dem 
anderen Teil unter Berücksichtigung seines Vertrauens in 
die getroffene Regelung zumutbar ist. 
2. Die in Nummer 1 genannten Umstände können bei der 
erstmaligen Änderung eines vollstreckbaren Unterhaltstitels 

  nach dem … [einsetzen: Tag des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes] ohne die Beschränkungen des § 323 Abs. 
2 und des § 767 Abs. 2 der Zivilprozessordnung geltend 
gemacht werden. 
3. Ist einem Kind der Unterhalt auf Grund eines vollstreck-
baren Titels oder einer Unterhaltsvereinbarung als 
Prozentsatz des jeweiligen Regelbetrags nach der 
Regelbetrag-Verordnung zu leisten, gilt der Titel oder die 
Unterhaltsvereinbarung fort. An die Stelle des Regelbetrags 
tritt der Mindestunterhalt. An die Stelle des bisherigen 
Prozentsatzes tritt ein neuer Prozentsatz. Hierbei gilt: 
 

§ [35] [Übergangsvorschrift] 
Für das Gesetz zur Änderung des Unterhaltsrechts vom … 
[einsetzen: Ausfertigungsdatum dieses Gesetzes und 
Fundstelle im Bundesgesetzblatt] gelten folgende 
Übergangsvorschriften: 
1. unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2. unverändert 
 
 
 
 
 
3. unverändert 
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a)  Sieht der Titel oder die Vereinbarung die Anrechnung 
des hälftigen oder eines Teils des hälftigen Kinder-
gelds vor, ergibt sich der neue Prozentsatz, indem 
dem bisher zu zahlenden Unterhaltsbetrag das hälf- 
tige Kindergeld hinzugerechnet wird und der sich so 
ergebende Betrag ins Verhältnis zu dem bei Inkraft- 
treten des Gesetzes zur Änderung des Unterhalts- 
rechts geltenden Mindestunterhalt gesetzt wird; der 
zukünftig zu zahlende Unterhaltsbetrag ergibt sich, 
indem der neue Prozentsatz mit dem Mindestunter- 
halt vervielfältigt und von dem Ergebnis das hälftige 
Kindergeld abgezogen wird.  

b)  Sieht der Titel oder die Vereinbarung die Hinzurech-
nung des hälftigen Kindergelds vor, ergibt sich der 
neue Prozentsatz, indem vom bisher zu zahlenden 
Unterhaltsbetrag das hälftige Kindergeld abgezogen 
wird und der sich so ergebende Betrag ins Verhältnis 
zu dem bei Inkrafttreten des Gesetzes zur Änderung 
des Unterhaltsrechts geltenden Mindestunterhalt ge-
setzt wird; der zukünftig zu zahlende Unterhalts- be-
trag ergibt sich, indem der neue Prozentsatz mit dem 
Mindestunterhalt vervielfältigt und dem Ergebnis das 
hälftige Kindergeld hinzugerechnet wird.  

c)  Sieht der Titel oder die Vereinbarung die Anrechnung 
des vollen Kindergelds vor, ist Buchstabe a anzu-
wenden, wobei an die Stelle des hälftigen Kinder-
gelds das volle Kindergeld tritt.  

d)  Sieht der Titel oder die Vereinbarung weder eine An-
rechnung noch eine Hinzurechnung des Kindergelds 
oder eines Teils des Kindergelds vor, ist Buchstabe a 
anzuwenden.  

Der sich ergebende Prozentsatz ist auf eine Dezimal- 
stelle zu begrenzen. Die Nummern 1 und 2 bleiben un- 
berührt.  

4.  In einem Verfahren nach § 621 Abs. 1 Nr. 4, 5 oder 11 
der Zivilprozessordnung können die in Nummer 1 ge-
nannten Umstände noch in der Revisionsinstanz vor- 
gebracht werden. Das Revisionsgericht kann die Sache 
an das Berufungsgericht zurückverweisen, wenn bezüg-
lich der neuen Tatsachen eine Beweisaufnahme erforder-
lich wird.  

5.  In den in Nummer 4 genannten Verfahren ist eine vor 
dem … [einsetzen: Tag des Inkrafttretens dieses Geset-
zes] geschlossene mündliche Verhandlung auf Antrag 
wieder zu eröffnen.  

6.  Unterhaltsleistungen, die vor dem … [einfügen: Tag des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes] fällig geworden sind oder 
den Unterhalt für Ehegatten betreffen, die nach dem bis 
zum 30. Juni 1977 geltenden Recht geschieden worden 
sind, bleiben unberührt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

4.  Der Mindestunterhalt minderjähriger Kinder im Sinne 
des § 1612a Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs be-
trägt 
a)  für die Zeit bis zur Vollendung des sechsten Lebens-

jahrs (erste Altersstufe) 279 Euro, 
b)  für die Zeit vom siebten bis zur Vollendung des 

zwölften Lebensjahrs (zweite Altersstufe) 322 Euro, 
c)  für die Zeit vom 13. Lebensjahr an (dritte Altersstufe) 

365 Euro 
jeweils bis zu dem Zeitpunkt, in dem der Mindestunterhalt 
nach Maßgabe des § 1612a Abs. 1 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs den hier festgelegten Betrag übersteigt. 
4. bis 6 werden unveränderte 5. bis 7. 

 




